
Zustimmungserklärungen zum Datenschutz  

1. Zustimmung zur Ermittlung und Übermittlung von Daten  

1.1 bei Vertragsabschluss  

Alle Antragsteller und zu versichernden Personen stimmen zu, dass der Versicherer zur Beurteilung, 

ob und zu welchen Bedingungen dieser Versicherungsvertrag abgeschlossen oder geändert wird, 

personenbezogene Gesundheitsdaten durch unerlässliche Auskünfte von den untersuchenden oder 

behandelnden Ärzten, Krankenanstalten, sonstigen Einrichtungen der Krankenversorgung oder 

Gesundheitsvorsorge, sowie den bekanntgegebenen Sozialversicherungsträgern ermitteln darf. 

Unerlässliche Auskünfte im Sinne des vorstehenden Absatzes sind die zur Vertragsbeurteilung 

erforderlichen Auskünfte und Unterlagen der genannten Ärzte und Einrichtungen. Davon umfasst sind 

die zu dieser Beurteilung erforderlichen medizinischen Unterlagen (Anamnese, Entlassungsberichte, 

sämtliche diagnostische Befunde, Infusionsblatt, klinische oder ärztliche Aufnahme- und 

Behandlungsdaten, wobei in Einzelfällen auch mit weniger Unterlagen das Auslangen gefunden 

werden kann).  

1.2 im Versicherungsfall 

Alle Antragsteller und zu versichernden Personen stimmen ausdrücklich zu, dass der Versicherer zur 

Beurteilung und Erfüllung von Ansprüchen aus einem konkreten Versicherungsfall personenbezogene 

Gesundheitsdaten verwenden und unerlässliche Auskünfte von untersuchenden oder behandelnden 

Ärzten, Krankenanstalten oder sonstigen Einrichtungen der Krankenversorgung oder 

Gesundheitsvorsorge über Diagnose sowie Art und Dauer der Behandlung einholen darf. Unerlässliche 

Auskünfte im Sinne des vorstehenden Absatzes sind die im Einzelfall zur Beurteilung der 

Leistungspflicht erforderlichen Auskünfte über die mit dem konkreten Versicherungsfall im 

Zusammenhang stehenden Krankheiten, Unfallfolgen und Gebrechen von den genannten Ärzten, 

Krankenanstalten sowie sonstigen Einrichtungen der Krankenversorgung oder Gesundheitsvorsorge. 

Davon umfasst sind die zur Beurteilung unerlässlichen medizinischen Unterlagen (Daten zum Grund 

der stationären Aufnahme oder ambulanten Behandlung, zu allfälligen Unfallgründen, zur erbrachten 

Behandlungsleistung, über die Aufenthalts- oder Behandlungsdauer sowie zur Behandlungsentlassung 

oder –beendigung; etwa Anamnese der aktuellen Behandlung/Aufnahme und Statusblatt, Fieberkurve 

mit Infusionsplan, sämtliche diagnostische Befunde, OPBericht, ärztlicher Verlaufsbericht, 

Anästhesieprotokoll, Verlaufsbericht der pflegerischen Maßnahmen, Entlassungsbericht, 

gerichtsmedizinische und pathologische Befunde, Einsatz-, Behördenprotokolle, wobei in Einzelfällen 

auch mit weniger Unterlagen das Auslangen gefunden werden kann). Im Fall einer solchen 

Datenermittlung werden die Antragsteller und zu versichernden Personen 14 Tage im Voraus über die 

beabsichtigte Datenermittlung und deren Zweck und konkretes Ausmaß verständigt. Dieser 

Datenermittlung kann binnen der 14tägigen Frist dem Versicherer gegenüber widersprochen werden. 

Nach § 11a VersVG besteht für die Antragsteller und zu versichernden Personen auch die Möglichkeit, 

der Datenermittlung jeweils im Einzelfall zuzustimmen. Machen die Antragsteller und zu versichernden 

Personen von diesem Recht auf Einzelfallzustimmung Gebrauch, so haben sie dies dem Versicherer in 

geschriebener Form mitzuteilen. Alle Antragsteller und zu versichernden Personen nehmen zur 

Kenntnis, dass es dadurch zu Verzögerungen in der Leistungsfallprüfung kommen kann. Bei 

Widerspruch binnen 14 Tagen oder bei Verweigerung der Zustimmung im Einzelfall sind die benötigten 

Unterlagen vom Antragsteller, Bezugsberechtigten oder der zu versichernden Person in vollem 

Umfang beizubringen. Bis zum Erhalt aller benötigten Unterlagen können Leistungsansprüche nicht 

fällig werden. Alle Antragsteller und zu versichernden Personen stimmen zu, dass der Versicherer 

Auskünfte über zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles beantragte, bestehende oder beendete 

Personenversicherungen bei Sozialversicherungsträgern, öffentlichen Fonds zur 

Gesundheitsfinanzierung und privaten Versicherungsunternehmen (bei Doppelversicherungen) zur 

Beurteilung der Leistungspflicht im unerlässlichen Ausmaß einholt.  



2. Datenermittlung im Rahmen der Direktverrechnung in der Krankheitskostenversicherung  

In der Krankheitskostenversicherung können Leistungen zwischen dem Versicherer und dem Allianz 

Elementar Versicherungs-Aktiengesellschaft Antrag für eine Krankenversicherung Nummer 

A400061051 zu den jeweils letzten vor Versicherungsbeginn verwendeten Allgemeinen, Besonderen 

bzw. Ergänzenden Bedingungen. Es gilt österreichisches Recht. Gesundheitsdienstleister direkt 

verrechnet werden. Dies bedarf eines Auftrags des im Leistungsfall betroffenen Versicherungsnehmers 

oder Versicherten, welchen dieser an den Gesundheitsdienstleister erteilt. Bei Vorliegen dieses 

Auftrags darf der Versicherer die nachfolgenden Daten beim Gesundheitsdienstleister ohne 

ausdrückliche Zustimmung des Versicherungsnehmers oder Versicherten ermitteln:  

2.1 Zwecks Einholung der Deckungszusage des Versicherers:  

Daten über die Identität des Betroffenen, das Versicherungsverhältnis und die Aufnahmediagnose 

(Daten zum Grund der stationären Aufnahme oder der ambulanten Behandlung sowie zu der Frage, 

ob der Behandlung ein Unfall zugrunde liegt);  

2.2 Zwecks Abrechnung und Überprüfung der Leistungen:  

a. Daten über die erbrachten Behandlungsleistungen (Daten zum Grund einer Behandlung und zu 

deren Ausmaß) einschließlich des Operationsberichts; 

b. Daten über die Dauer des stationären Aufenthalts oder der Behandlung;  

c. Daten über die Entlassung oder die Beendigung der Behandlung.  

3. Entbindung von der Schweigepflicht  

Alle Antragsteller und die zu versichernden Personen entbinden die in den Punkten 1 und 2 genannten 

Befragten im Voraus von der ärztlichen und sonstigen beruflichen Schweigepflicht im Umfang der 

Zustimmungserklärung gemäß Punkt 1. und des Direktverrechnungsauftrags gemäß Punkt 2.  

4. Zustimmung der zu versichernden Personen  

Die zu versichernden Personen stimmen zu, dass der Antragsteller (bzw. der von ihm bevollmächtigte 

Versicherungsvermittler) über eventuelle Ablehnungen, Risikozuschläge bzw. den Inhalt 

leistungseinschränkender Klauseln, die sich auf den Ausschluss bestehender Leiden (z.B. Ausschluss 

auf Grund einer Wirbelsäulenerkrankung, Allergie,...) beziehen, informiert werden darf.  

 

Die Zustimmungserklärungen gemäß Punkt 1 bis Punkt 4 können jederzeit – auch einzeln – 

widerrufen werden.  

Ein Widerruf vor Vertragsabschluss kann zur Folge haben, dass der Versicherer die Antragsprüfung 

nicht vornehmen kann und sich die Einholung weiterer Unterlagen vorbehält oder den Antrag 

ablehnt.  

Bei Widerruf nach Vertragsabschluss oder bei Verweigerung der Zustimmung im Einzelfall sind die 

für die Leistungsfallprüfung benötigten Unterlagen von Antragstellern, Bezugsberechtigten oder den 

zu versichernden Personen in vollem Umfang beizubringen. Bis zum Erhalt aller benötigten 

Unterlagen können Leistungsansprüche nicht fällig werden. Diese Datenermittlung im Rahmen der 

Direktverrechnung können der betroffene Versicherungsnehmer oder Versicherte jederzeit 

untersagen. Eine Untersagung der Datenermittlung gemäß Punkt 2 könnte zur Folge haben, dass der 

Versicherer zumindest vorerst die Deckung verweigert und der Versicherungsnehmer oder 

Versicherte dadurch für diejenigen Leistungen zahlungspflichtig bleibt, die sonst gedeckt wären. 


